
textes, dear in über 300 Artikeln alle Bereiche des See­
rechts behandelt, soll an die Stelle der verschiedenen 
Einzelvorschläge der Staaten treten, auf deren Grund­
lage die bisherigen Erörterungen stattfanden. Die Re­
gierungen der teilnehmenden Staaten nutzen jetzt die 
Zeit bis zum Beginn der vierten Session, um in bi- und 
multilateralen Konsultationen eine weitere Klärung der 
anstehenden Probleme zu erreichen.
Der Verhandlungstext widerspiegelt u. a. eine Annähe­
rung der Standpunkte zur zulässigen Maximalbreite 
der Territorialgewässer, zur Durchfahrt für alle Schiffe 
durch internationale Meerengen, zum Konzept einer 
ökonomischen Zone, zur Erforschung und Nutzung der 
Ressourcen des Meeresbodens sowie zur Notwendigkeit 
der Erhaltung der Meeresumwelt.

Breite der Territorialgewässer
und freie Durchfahrt durch internationale Meerengen

Im Entwurf ist vorgesehen, daß die Territorialgewäs­
ser, in denen der Küstenstaat souveräne Rechte aus­
übt, die Maximalbreite von 12 Seemeilen nicht über­
schreiten dürfen. Diese Bestimmung widerspiegelt die 
Auffassung der großen Mehrheit aller Konferenzteil­
nehmer, darunter der Staaten der sozialistischen Ge­
meinschaft. Die Position einiger Staaten, die auf Terri­
torialgewässer bis zu 200 Seemeilen Anspruch erheben 
und damit den Bereich des offenen Meeres um etwa 
30 Prozent einschränken wollen, hat keine Aussicht, von 
der Konferenz akzeptiert zu wenden./3/
In direktem Zusammenhang mit dem Recht der Staa­
ten auf Territorialgewässer bis zu 12 Seemeilen steht 
die Notwendigkeit, auch künftig die freie, ungehinderte 
Durchfahrt für alle Schiffe durch internationale Meer­
engen zu gewährleisten. Bisher beanspruchen zahlreiche 
Anliegerstaaten von Meerengen Territorialgewässer von 
weniger als 12 Seemeilen. Wichtige Meerengen, wie 
z. B. die Straße von Dover oder die Meerenge von 
Gibraltar, gehören zum offenen Meer und sind frei für 
die Durchfahrt von Handels- und Kriegsschiffen aller 
Staaten. Diese freie Durchfahrt für alle Schiffe muß 
natürlich auch dann erhalten bleiben, wenn Meerengen, 
die Teile des offenen Meeres miteinander verbinden, in 
Zukunft von den Territorialgewässem der Anliegerstaa­
ten überlappt werden. Dies wird auf ca. 120 internatio­
nale Meerengen zutreffen, wenn alle Küstenstaaten 
Territorialgewässer von 12 Seemeilen beanspruchen. 
Der Verhandlungstext legt dazu fest, daß „in Meer­
engen ... alle Schiffe und Flugzeüge das Recht der 
Transit-Durchfahrt haben, die nicht behindert werden 
darf“.
Die Bestätigung des seit Jahrhunderten geltenden Völ­
kerrechtsgrundsatzes der freien, ungehinderten Durch­
fahrt für alle Schiffe durch Meerengen, die Teile des 
offenen Meeres verbinden, in der neuen Seerechtskon­
vention ist eine Schlüsselfrage der gesamten Konfe­
renz.

Schaffung einer ökonomischen Zone
und maximale Nutzung der Weltmeerressourcen

Auch über die komplizierte Frage der Schaffung einer 
bis zu 200 Seemeilen breiten ökonomischen Zone, in 
der der Küstenstaat vorrangig die lebenden und mine­
ralischen Ressourcen nutzen darf, konnte während der 
Genfer Session in einigen Punkten eine Annäherung 
der Standpunkte erreicht werden. Im Verhandlungstext 
ist vorgesehen, daß der Küstenstaat verpflichtet sein 
soll, anderen Staaten auf der Grundlage von Verein­
barungen Zugang zu dem Teil des zulässigen Fanges 
zu gewähren, den der Küstenstaat nicht selbst ab­
fischen kann.
Da die lebenden Ressourcen der Ostsee nicht ausrei­
chen, den Fischbedarf der Bevölkerung aller Anlieger-

/3/ Gegenwärtig werden von den Staaten Breiten von 3 See­
meilen bis 200 Seemeilen für Territorlalgewässer ln Anspruch 
genommen. Nahezu 100 der rund 120 Küstenstaaten haben Ter­
ritorialgewässer bis zu einer Maximalbreite von 12 Seemeilen 
festgelegt. Vgl. d'azu die Übersichten ln: Völkerrecht, Lehrbuch, 
Bd. 1, Berlin 1973, S. 375, und J. Haalck/G. Reintanz, Internatio­
nales Seerecht, Berlin 1972, S. 426 fl.
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Staaten zu decken, sind die DDR und andere Anlieger­
staaten der Ostsee gezwungen, Femfischerei in weiter 
entfernten Meeresgebieten, insbesondere im Atlantik, 
zu betreiben. Deshalb ist es für die DDR und andere 
geographisch benachteiligte Staaten, die nicht in der 
Lage sein werden, eine ökonomische Zone von 200 See­
meilen Breite zu errichten, von großer Bedeutung, daß 
sie auch in Zukunft das Recht haben, Femfischerei zur 
Deckung des Fischbedarfs ihrer Bevölkerung durchzu­
führen. Von einer Gruppe von 49 Binnenstaaten und 
anderen geographisch benachteiligten Staaten wurde in 
Genf der Vorschlag unterbreitet, daß diese Länder be­
rechtigt sein sollen, an der Erforschung und Ausbeu­
tung der Ressourcen in den ökonomischen Zonen ande­
rer Staaten teilzunehmen. In den Meeresgebieten bis zu 
200 Seemeilen vor den Küsten liegen die wichtigsten 
Fischfangplätze, da die großen Fischschwärme nur in 
Küstennähe ein ausreichendes Nahrungsangebot vor­
finden. Die über 200 Seemeilen von den Küsten ent­
fernten Meeresgebiete sind — abgesehen von einigen 
weitwandernden Fischarten, wie Thunfisch — arm an 
Meerestieren. So sind z. B. in einigen Teilen des Pazifiks 
weniger Lebewesen zu finden als in Wüstengebieten.
Im Interesse der maximalen Nutzung der lebenden Res­
sourcen der Weltmeere und ihrer gerechten Verteilung 
ist es deshalb unerläßlich, in die neue Seerechtskonven­
tion eine Bestimmung aufzunehmen, wonach geogra­
phisch benachteiligte Staaten und Staaten mit traditio­
neller Femfischerei das Recht haben, denjenigen Teil 
des zulässigen Fanges aus den ökonomischen Zonen 
anderer Staaten zu entnehmen, den diese Staaten nicht 
selbst abfischen.
Über die Frage, welche Zwangsmaßnahmen der Küsten­
staat in der ökonomischen Zone zur Durchset2iung sei­
ner ökonomischen Rechte anwenden darf, sind die Er­
örterungen noch nicht abgeschlossen. Der Verhand­
lungstext enthält den Vorschlag, daß der Küstenstaat 
zur Durchsetzung seiner Gesetze und Vorschriften, die 
in Übereinstimmung mit der neuen Seerechtskonvention 
stehen müssen, fremde Schiffe u. a. inspizieren und bei 
Vorliegen von Rechtsverletzungen unter Arrest nehmen 
darf. Die Strafbestimmungen des Küstenstaates für Ver­
letzungen seiner Fischereivorschriften dürfen jedoch 
keine Haftstrafen oder irgendeine andere Form von 
körperlicher Bestrafung der fremden Schiffsbesatzun­
gen vorsehen.

Rechtsregime des offenen Meeres

Nach geltendem Völkerrecht gehören zum offenen Meer 
alle Meeresgebiete außerhalb der Territorialgewässer 
und der inneren Seegewässer. Im Verhandlungstext 
wird vorgeschlagen, in der neuen Seerechtskonvention 
festzulegen, daß die ökonomischen Zonen nicht zum 
offenen Meer gehören sollen. Dieser Vorschlag ist je­
doch nicht gerechtfertigt, da der Küstenstaat in der 
ökonomischen Zone ebenso wie auf dem Festlandsockel 
nur ökonomische Rechte wahrnehmen darf und die 
übrigen Freiheiten des offenen Meeres in dieser Zone 
aufrechterhalten werden müssen. Es ist zu erwarten, 
daß dieser Vorschlag deshalb auf der bevorstehenden 
vierten Session der Seerechtskonferenz auf nicht gerin­
gen Widerspruch stoßen wird.
Ansonsten entsprechen die Artikelentwürfe des Ver­
handlungstextes zum Rechtsregime des offenen Meeres 
in vielen Punkten den Bestimmungen der Konvention 
über das Offene Meer vom 29. April 1958, zu deren Mit­
gliedern auch die DDR gehört./4/ Zusätzlich zu den Be­
stimmungen der Konvention über das Offene Meer ent­
hält der Verhandlungstext auch Vorschläge über die 
Zusammenarbeit der Staaten zur Bekämpfung des ille­
galen Handels mit narkotischen Drogen und psychotro- 
pen Substanzen sowie zur Bekämpfung ungenehmigter 
Funkübertragungen durch Schiffe auf dem offenen 
Meer. Als ungenehmigte Funkübertragungen im Sinne 
dieser Konvention sollen alle Rundfunk- oder Fernseh­
sendungen — ausgenommen Notrufe — erfaßt werden, 
die von Schiffen oder Einrichtungen auf dem offenen

/i/ Vgl. Bekanntmachung vom 25. Juni 1974 über den Beitritt 
der DDR zur Konvention über das OSene Meer (GBl. n S. 465).


